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Voraussetzungen für den Anspruch auf Teilzeit
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Nach dem seit dem 01.01.2001 geltenden Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) hat jedeR Arbeitnehmer/In, dessen/deren Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate bestanden hat, einen Anspruch auf eine Reduzierung der Arbeitszeit. Diesen Anspruch muß der/die Arbeitnehmer/In spätestens drei Monate vor dem Beginn der verkürzten Arbeitszeit beim Arbeitgeber geltend machen. Dabei muß die Verringerung der Arbeitszeit und der Umfang der Verringerung mitgeteilt werden. Sinnvoll ist zudem, auch die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit mitzuteilen. Aus Beweisgründen empfiehlt sich, diese Mitteilungen an den Arbeitgeber schriftlich zu machen.

Reagiert der Arbeitgeber auf das Schreiben des Arbeitnehmers nicht bis spätestens einen Monat vor dem gewünschten Beginn der Verringerung schriftlich, verringert sich die Arbeitszeit in dem Umfang, den der/die Arbeitnehmer/In dem Arbeitgeber mitteilte. Die Lage der Arbeitszeit ist dann so, wie der/die Arbeitnehmer/In dem Arbeitgeber im Anspruchsschreiben mitteilte.

Gegen die Verringerung der Arbeitszeit kann der Arbeitgeber lediglich geltend machen, daß betriebliche Gründe entgegenstehen. Die Beeinträchtigung der Organisation, des Arbeitsablaufs oder die Sicherheit im Betrieb können nur dann als Ablehnungsgründe für den Anspruch auf Teilzeitarbeit in Betracht kommen, wenn sie wesentlich sind. Betriebliche Beeinträchtigungen, die stets mit einer Verringerung oder anderweitigen Verteilung der Arbeitszeit einhergehen, müssen vom Arbeitgeber hingenommen werden. Dies hat das Landesarbeitsgericht Düsseldorf nunmehr entschieden.

Nur wenn dem Arbeitgeber besondere oder außergewöhnliche Belastungen oder Beeinträchtigungen abverlangt werden müssen, hat das Interesse des Arbeitnehmers an einer Verringerung seiner Arbeitszeit zurückzustehen. Die vom Arbeitgeber nachzuweisenden Gründe müssen zudem rational und nachvollziehbar sein. Soweit es infolge der Verringerung der Arbeitszeit um die reine Kostenbelastung des Arbeitgebers geht, muß diese Kostenbelastung unverhältnismäßig hoch sein, um einen Ablehnungsgrund darzustellen. Die Unverhältnismäßigkeit ist lediglich zu bejahen, wenn die wirtschaftlichen Auswirkungen für den Arbeitgeber nicht mehr tragfähig sind. Das Landesarbeitsgericht hat in seiner Entscheidung auch dargelegt, daß es nicht ausreichend ist, daß der Anteil der Grundkosten für einen Arbeitsplatz bei Reduzierung der Arbeitszeit prozentual steigt. Der Anspruch auf Teilzeitarbeit läßt sich auf Basis dieses Urteils in Zukunft einfacher durchsetzen. 

(LAG Düsseldorf, Urteil vom 19.04.2002 - 9 (12) Sa 11/02)
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